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Die Entscheidung r den
Brexit war ein Virsehän

Großbritanniens Regierung informierte die Bürger schlecht über die Folgen des

EU-Austiitts. Sie sollten erneut absdmmen dtirfen voN pAUL wELFENs
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zweifeln, und gerade fetzt, da es konkret wirci mit
,der,n britischen Ausstieg aus der Eu, ist es \Mert,

,:' daran zu erinnern. Es stimmt schon: Arn 23. Juni
' 2A16 erklärten sich 5L,9 Prozent Cer §flfiler fiir
den Austritt. Aber mitentscheidend ftir das \Wahl-

ergebnis war eine historische Konrmunikations-
panne, verschuldet von David Camerons dama-

: liger Regierung. Ohne diese Panne, sG lässt sich

abschätzen,wäre das Votum mit über 52Prozettt
fiir den Verbleib in Europa ausgegangen" \üfas ge-

schah da Sonderbares?
. 2ü13 ktindigte Premier Carneron an, im Fall

seiner Viederwahl werde er ein Referendum durch-
ftihren; den Termin gab er Anfa ng2016 bekannt,
\Meil er einen guten Zeitpunkt gekornrnen sah, um
den EU-Gegt*t, in der eigenen Partei und bei den

Populisten von Ukip das §Tasser abzugraben.

Cameron hatte schon 2Al4 eine Yolksbefra-
gung gewonnen: Damals entschied sich Schott-
land, in der britischen lJnion zu bleiben. §fäh-
rend Ces \üZahlkampfs vor d"iesem Referendum
versandte Cam*to.rt Regierung an alle Haushalte
in Schomland zrveimal 

-drei 
Infoseiten, die mit

Zahlen über die ökonomischen Aupwirkungen
eines Austritts aus dem Vereinigten Königreich
aufwarteten. 2016 hingegen gab es keine Info-
briefe zu den wirtschaftlichen Folgen.

Tätsächlich erstellte das Finanzrninisteriurn
eine große Studie zu den Vorteilen der britischen
Eu-Mitgliedschaft, die am 18. April veröffent-
licht wurde: Sechs Prozent Finkomrnen würde
ein Brexit rnindestens kosten, hieß es da, weitere
V'erluste kärnen hinzu, weil die Steuern in der
Folge eines Ausstiegs erhöht werden müssten.

bm Problemr Eit. tWoche zuvor wdr eine

tr 5-seitige Broschüre der Regierung an alle Haus-
halte irr. England verschickt worden, ohne eine

einzige dieser Zahleru ur nennen, obwohl diese

d.t {*gierung schon vorlagen. Die anderen Lan-
desteile erhieiten die Broschüre erst in der zwei-

'ten Maiwoche. tlnd da war immer noch keine
wirtschafttriche Information in den 16 Seiten ent-

halten - außer der Behauptung, dass drei Millio-
nen Jobs von den EU-Exporten abhingen.

Es ist ein Skandal, wenn eine britische Regierung

bei einem Referendum die wichtigsten \flirtscLrafts-
analysen zur Sache den §Tdhlern vorenthdlt - unC
rätselhaft, weil sie ja frir den Verbleib war. \Wie aber

wäre das F.rgebnis gewesen, wenn die Wähtrer die
wichdgen Siandardinfos bekommen hätten ?

Thtiachlich haben Ökonomen schon unrersuchr,
wie §fachstun'r und politische Popularirät zusarn-

menhängen. Ergebnis: §flächst das verfi)gbare Ein*
kornmen um ein Prozent, steigen die Zustimmungs-
werte der Regierung erwa 0,8 Prozentan. ldirnrnt
man die zehn Prozent Einkomm,en, die der Brexit
nach damaliger Schätzung der Regierung insgesamt

kostet, dann las-sen sie auf dieser Folie das tWähl-

ergebnis kippen. Äuf einmal werden aus rund 52
Prozent gegen Europa über 52 Prczent daftir.

Natürlich ist diese Rechnung vereinfacht, unC
vermutiich sind dle Z,;sammenhänge bei einem
Referendum nicht exakt so wie bei nationalen
'§7'ahlen. Aber eines ist klar: Vtiren die relevanten
trnformationen in der offiziellen Broschtire ent*
halten gewesen, hätte Cies einen LJnterschied äLrs-

gernacht. So aber war das Referendum verzerrt *
eine Sünde gegenüber Großbritannien und eine

llnfairn.m gäg.oüber clen 27 Partnern in der Euro*
päischen Union.

Das allerdings darf nun nicht auch nocli belohnt
werden. Vor allem darf es keine besonders gänstigen

Konditionen beim Zugang zum europäischen
Binnenmarkt geben. Gleich zeirig sollte sich Cie

bridsche Regielung von Theresn Mry der Diskus-
sion stellen, ob das Land nicht doch ein zweites

Referendum zum Thema braucht. Denn eines giit
doch: Die Iffähler mögen entscheiden, was imÄer
sie wollen, aber die 65 Millionen Briten und die
440 Millionen Menschen in Rest der ELI können
erwarten, class so informiert wie rnöglickr abge-

stimmt wird. Außerdem sollte die ElJl,rerrrr.lrän,
Empfehlunge n nrverabschieden, darnit die Qua-
lität von Volksbefragungen gesic]rert wird

Instituts für Inrernationale \ü/irtschaftsbeziehungen

(EIIW) an der Universität \'Muppertal. Sein

Buch zum Thema heißt »Brexit aus \&rsehenu

chon auf dem Birminghamer Partei-
tag im Oktober sagte die bridsche
Premierministerin Theresa M*y, das

Brexit-Votum ihres Volkes habe hohe
Legitimität. Doch genau das ist zu be-


